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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 6. Juni 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Vierzigsten Verordnung über Zoll- 
satzänderungen (Zollkontingente für Elektro- 
bleche und Wälzlagerstahl) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger* Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf einer Vierzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 

(Zollkontingente für Elektrobleche und Wälzlagerstahl) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegen- 
heit zur Stellungnahme gegeben worden ist, 
mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Die durch § 1 Nr. 11 in Verbindung mit 
§ 2 Nr. 2 der Sechsten Verordnung über Zoll- 
tarifänderungen aus Anlaß der Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
10. Mai 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 250) bis 
zum 30. Juni 1955 gültigen ermäßigten Zoll- 
sätze gelten über den 30. Juni 1955 hinaus 
bis auf weiteres. 

§ 2 

Die Allgemeine Anmerkung 5, erster Ab- 
satz, zu Kapitel 73 (Anmerkung zu den 
Nr. 7313 und 7315) des Zolltarifs erhält 
folgende Fassung: 

„5. Anmerkung zu den Nr. 7313 und 7315 

Die ermäßigten Zollsätze von 4 % des 
Wertes für Waren im Rahmen von Zoll- 
kontingenten gelten vom 1. Januar 1955 
bis 31. Dezember 1955 


a-für Elektrobleche der Nr. 7313 Abs. 
A-2 (erster Unterabsatz) und der 
Nr. 7315 Abs. B-6-a-2 für eine Ge- 
samtmenge von 10 000 t, 

b-für Waren aus legiertem Stahl mit 
einem Gehalt an Kohlenstoff von 
0,90% bis 1,15%, an Chrom von 
0,50 % bis 2 %, auch mit einem Ge- 
halt an Molybdän von 0,50 % oder 
weniger (Wälzlagerstahl) der Nr. 7315 
Abs. B-l-b-l-a und b (zweiter Unter- 
absatz), Abs. B-l-b-2-a und b, Abs. 
B-4-b-l (zweiter Unterabsatz), 2 (zwei- 
ter Unterabsatz) und 3 (zweiter Un- 
terabsatz) und Abs. B-5-a (dritter Un- 
terabsatz) für eine Gesamtmenge von 
7 000 t.“ 

§ 3 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

Die Geltungsdauer der aus Anlaß der Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes für Edel- 
stahle mit Wirkung vom 1. August 1954 in 
Kraft getretenen zeitweiligen ermäßigten 
Zollsätze läuft am 30. Juni 1955 ab. Aus 
handelspolitischen Gründen ist es erforder- 
lich, daß diese zeitweiligen Zollsätze über die- 
sen Zeitpunkt hinaus weitergelten. 

Zu § 2 

Der deutsche Einfuhrbedarf beträgt für das 
Jahr 1955 

1. für Elektrobleche der Nr. 7313 Abs. A-2 
(erster Unterabsatz) und der Nr. 7315 
Abs. B-6-a-2 bis zu 10 000 t, 

2. für Waren aus legiertem Stahl mit einem 
Gehalt an Kohlenstoff von 0,90 °/o bis 
1,15 °/o, an Chrom von 0,50% bis 2 °/o, 
auch mit einem Gehalt an Molybdän von 
0,50 % oder weniger (Wälzlagerstahl) der 
Nr. 7315 Abs. B-l-b-l-a und b (zweiter 
Unterabsatz), Abs. B-l-b-2-a und b, Abs. 


B-4-b-l (zweiter Unterabsatz), 2 (zweiter 
Unterabsatz) und 3 (zweiter Unterabsatz) 
und Abs. B-5-a (dritter Unterabsatz) bis 
zu 7 000 t. 

Für diese Waren wurden durch die Siebente 
Verordnung über Zolltarifänderungen aus 
Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 24. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 509) für die Zeit vom 
1. Januar 1955 bis 30. Juni 1955 geltende 
Halbjahreskontingente in Höhe von 5 000 t 
bzw. 3 500 t geschaffen. Diese Halbjahres- 
kontingente sollen — allerdings in geänder- 
ter Form — für das zweite Halbjahr 1955 
erneuert werden. Mögliche Lieferungsver- 
zögerungen würden nämlich zur Folge haben, 
daß zur Einfuhr im ersten Halbjahr vor- 
gesehene Mengen im zweiten Halbjahr ein- 
geführt werden. Damit jedoch der gesamte 
Jahreseinfuhrbedarf ohne Rücksicht auf den 
Ablauf der Halbjahreskontingente (30. Juni 
1955) zollbegünstigt eingeführt werden kann, 
ist es angebracht, die jeweiligen Halbjahres- 
kontingente zu Jahreskontingenten von 
10 000 t bzw. 7 000 t zusammenzufassen. 
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